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Impfpflicht: Ein Stich ins Wespennest
Die Junge SVP des Kantons St.Gallen fordert den sofortigen Rücktritt des Vorstehers des Gesundheitsdepartements, Regierungsrat Bruno Damann

Von Wiesy Imhof

Nachdem im Kanton St.Gallen
die Vorlage zum neuen Gesund-
heitsgesetz publik wurde, gin-
gen die Wellen hoch. Der Geset-
zesentwurf sorgte landesweit
für Schlagzeilen. Nach einem
Interview im Schweizer Fernse-
hen (SRF) steht gar eine Rück-
trittsforderung an Regierungs-
rat Bruno Damann im Raum.

Kanton St.Gallen Der Jungen SVP
St.Gallen geht die Gesetzesvorlage
entschieden zu weit. Ihr Parteiprä-
sident Kevin Loosli hat zu den Ide-
en der St.Galler Regierung eine kla-
re Meinung. Im Interview nimmt er
Stellung.

Kevin Loosli, der Entwurf für das
Gesundheitsgesetz des Kantons
St.Gallen wird heiss diskutiert.
Was denken Sie, hat die Regie-
rung mit einem solchen Wider-
stand rechnen müssen?
Ja, absolut. Die Regierung hat sich
in dieser Thematik sehr unge-
schickt angestellt und sich verkalku-
liert. BereitsdieVerwendungdesBe-
griffs «Impfpflicht» ist politisch äus-
serst heikel. In Kombination mit ei-
ner angedrohten Höchstbusse von
bis zu 20’000 Franken wurde ein
massives Konfliktpotenzial geschaf-
fen. Auch die Kommunikation nach
der Publikation des Gesetzesent-
wurfs war ungenügend. Der breite
Widerstand hätte deshalb einkalku-
liert werden müssen. Dass die Re-
gierung das nicht einkalkuliert hat,
bestätigt für mich, dass die Rück-
trittsforderung richtig war.

Was halten Sie von der Idee einer
Impfpflicht?
Davon halten wir sehr wenig. In der
Schweiz hat jede Person das Recht,
selbst zu entscheiden, ob und wann
sie sich impfen lassen möchte. Der
Artikel 18 widerspricht grundlegen-

den freiheitlichen Prinzipien und
stellt einen unnötigen Eingriff in die
persönliche Selbstbestimmung dar.
Es gibt andere Methoden, Schutz-
massnahmen zu ergreifen.

Hätten Sie anders reagiert, wenn
der Regierungsrat eine einheitli-
che Regelung auf Bundesebene
angestossen hätte?
Nein. Auch eine Regelung auf Bun-
desebene wäre höchst problema-
tisch. Das Recht auf körperliche
Selbstbestimmung gilt unabhängig
davon, ob eine Massnahme kanto-
nal oder national eingeführt wird.
Daher appelliere ich hier an die
Politik, die Impfpflicht aus weiteren
Gesetzen wegzulassen.

Im Zusammenhang mit der Auf-
arbeitung der Corona-Pandemie
wird insbesondere in Deutsch-
land über mögliche Schäden

aufgrund der Impfung diskutiert.
Könnte dies aus Ihrer Sicht zur
Impfskepsis beigetragen haben?
Ja, das ist durchaus möglich. Jedes
Medikamentund jede Impfungkann
Nebenwirkungen haben. Es ist Auf-
gabe der Politik, diese Fragen offen
und ehrlich aufzuarbeiten und die
Verhältnismässigkeit der damali-
gen Massnahmen kritisch zu prü-
fen. Transparenz stärkt das Vertrau-
en der Bevölkerung. Transparenz,
die aktuell zu wenig da ist.

Besonders umstritten am vorlie-
genden Gesetzesentwurf ist die
Idee, Impfverweigerern in
bestimmten Fällen eine Busse
aufzuerlegen. Die Rede ist von
Bussgeldern bis zu 20’000 Fran-
ken. Was ist Ihre Meinung dazu?
Ich lehne diese Idee klar ab. Eine
Impfung ist eine persönliche Ent-
scheidung, für die jede Person selbst

Verantwortung trägt. Eine Busse von
bis zu 20’000 Franken ist unverhält-
nismässig und ein massiver Eingriff
in die individuelle Freiheit. Daher
fordernwir, dass dieses Bussgeld so-
fort aus demGesetz gestrichen wird.

In einem Interview mit SRF stellt
Regierungsrat Bruno Damann
selbst in Frage, ob ein Bussgeld
mögliche Impfverweigerer
tatsächlich umstimmen könnte.
Gab dies allein den Ausschlag
dafür, dass Sie seinen sofortigen
Rücktritt fordern?
Nein.Das Interviewwar lediglichder
Auslöser, nicht der alleinige Grund.
Ausschlaggebend war insbesondere
die geplante Impfpflicht mit einer
horrenden Bussandrohung. Ausser-
dem gibt es im Gesundheitsdepar-
tement zahlreiche weitere ungelö-
ste Probleme, darunter die geschei-
terte Spitalstrategie im Kanton so-
wie offene Fragen bei der Spitalfi-
nanzierung. Insgesamt fehlt dasVer-
trauen, dass diese Herausforderun-
gen unter der aktuellen Führung
nachhaltig gelöst werden können.

Wie waren die Reaktionen auf
Ihre Rücktrittsforderung?
Die Reaktionen waren überwie-
gend positiv. Ich habe selten so vie-
le Rückmeldungen auf eineMedien-
mitteilung erhalten. Sowohl aus der
Politik als auch aus der Bevölke-
rung gab es viel Zuspruch. Das zeigt,
wie gross der Unmut gegenüber die-
sem Gesetzesentwurf ist.

Können Sie nachvollziehen, dass
sich Menschen durch einen

Impfzwang in ihren Persönlich-
keitsrechten verletzt fühlen?
Ja, vollumfänglich. Die Bundesver-
fassung garantiert in Artikel 10 Ab-
satz 2 die körperliche Unversehrt-
heit. Aus unserer Sicht schliesst dies
einen Impfzwang klar aus. Viele
Menschen empfinden solche Ein-
griffe als massive Verletzung ihrer
Grundrechte.DieseAnsicht teile ich.

Denken Sie, dass die Bürger ihr
persönliches Gesundheitsrisiko in
jedem Fall selbst einschätzen
können?
Ja. Eigenverantwortung ist ein zen-
trales Element unserer Demokratie.
Wennwir denBürgerinnenundBür-
gern diese Fähigkeit nicht mehr zu-
trauen, stellen wir das gesamte libe-
rale Staatsverständnis infrage.

Wie realistisch schätzen Sie die
Chancen ein, dass die Idee einer
Impfpflicht in Kombination mit
einem Bussgeld tatsächlich in
einem kantonalen Gesetz umge-
setzt wird?
Ich halte dies für sehr unrealistisch.
Nach über 2500 eingegangenen
Stellungnahmen ist der Widerstand
offensichtlich. Sollte die Regierung
dennoch an diesen Punkten festhal-
ten, werden wir weitere politische
SchritteprüfenunddiesenGesetzes-
entwurf entschieden bekämpfen.

Auf schriftliche Anfrage war die
St.Galler Regierung zum aktuel-
len Zeitpunkt nicht zu einer
Stellungnahme bereit.

«Eigenverant-
wortung ist
ein zentrales
Element unserer
Demokratie.»
Kevin Loosli, Präsident Junge SVP

Die vorgesehe Impfpflicht im Kanton St.Gallen stösst auf breite Ablehnung. Adobe Stock

IMPFPFLICHT, JA ODER NEIN?
Wie ist IhreMeinung zu einer staat-
lich verordneten Impfpflicht? Was
halten Sie von der Idee, Impfver-
weigerer mit einem Bussgeld zu
bestrafen? Schreiben Sie uns Ihre
Meinung als Leserbrief (max. 1600
Zeichen inkl. Leerzeichen) an:
redaktion@wiler-nachrichten.ch.

Mittlerweile wurde allen bewusst:
Wir leben in einer neuen, härte-
ren Weltordnung. Vermeintliche
Gewissheiten bröckeln, auf alte
Freunde ist nicht mehr in jedem
Fall Verlass. Unser Wohlstand ge-
rät zunehmend unter Druck. Ab-
warten und hoffen, dass alles so
bleibt wie bisher, ist keine Option
mehr. Für uns bedeutet das: Wir
müssen Chancen entschlossen er-
greifen, wenn wir wirtschaftlich
stark bleibenwollen. Dazu braucht
es erstens eine leistungsfähige Ver-
kehrsinfrastruktur, die den Ver-
kehr fliessen lässt, statt ihn im Stau
zu ersticken. Und zweitens braucht
die Wirtschaft Raum zur Entwick-
lung. Zwar existieren auf dem Pa-
pier noch einige schlecht oder gar
ungenutzte Arbeitsplatzgebiete. In
der Realität zeigt sich aber ein an-
deres Bild:
UmfassendeFlächenanalysenbe-
legen, dass lediglich sieben Pro-
zentdieserLandreserventatsäch-
lich verfügbar sind. Der überwie-
gende Teil wird für den Eigenbe-
darf der Eigentümer benötigt, ist
schlecht erschlossen oder liegt
ungünstig.WilWest schafftAbhil-
fe und eröffnet unserer Region
dringend benötigte Entwick-
lungsperspektiven – mit neuer
Dynamik und klarer Ausrich-
tung.
Wachstum findet statt. Die ent-
scheidende Frage lautet: wo? Ent-
lang der Verkehrsschlagader A1

oder am grünen Rand? In den letz-
ten Jahren entstanden viele neue
Wohnbauten, doch ein Grossteil
der Fachkräfte pendelt täglich
Richtung Zürich. Die Region Wil
und der Bezirk Münchwilen ver-
zeichnen deutlich mehr Weg- als
Zupendler. Wil West bietet die
Chance, dies mit attraktiven Ar-
beitsplätzen zu korrigieren. Nut-
zen wir diese Chance am 8. März
und sagen Ja zu Wil West. Damit
der Verkehr durch den vom Bund
finanzierten Autobahnanschluss
wieder fliesst. Und für eine Regi-
on, die mutig handelt und wirt-
schaftlich stark bleibt. Denn die
Schweiz endet nicht in Winter-
thur.

Robert Stadler, Standortförderer
WirtschaftsPortalOst z.V.g.

Wil West zeigt beispielhaft, wie
Volksentscheide missachtet wer-
den. Die St.Galler Regierung hat
schon am Abstimmungssonntag
vom 25. September 2022 erklärt,
das Projekt trotz dem Nein weiter-
zuverfolgen. Der Wille der Bevöl-
kerungwurde nicht akzeptiert. Das
untergräbt das Vertrauen in unse-
re direkte Demokratie und Institu-
tionen massiv.
Mit Wil West werden 23 Hektar
fruchtbare Landwirtschaftsflä-
chen definitiv zerstört, 18 Hektar
davon sind Fruchtfolgeflächen –
Böden, die unsere Ernährungssi-
cherheit heute und in Krisenzei-
ten sicherstellen. Kompensati-
onsversprechen verhindern, dass
Humus in einer Deponie landet.
Kompensation stellt jedoch kei-
nen Quadratmeter neue Land-
wirtschaftsfläche her.
In den Kantonen Thurgau und
St.Gallen stehen über zehn Millio-
nen Quadratmeter rechtmässig
eingezonte, unbebaute Flächen in
Gewerbe- und Industriezonen zur
Verfügung. Es besteht kein Bedarf
an zusätzlichem Bauland für Ar-
beitszonen.DerNettoertrag fürden
Kanton St.Gallen beträgt 53 Fran-
ken pro Quadratmeter. Ein Spott-
preis für bestes Ackerland. Ein ver-
goldetes Geschenk, denn der Kan-
ton St.Gallen wird Folgekosten von
über 65 Millionen Franken für In-
frastrukturen berappen müssen
und die Unternehmenssteuern ge-

hen allesamt in den Kanton Thur-
gau. Arbeiten in Wil West, woh-
nen in der Region Wil. Das erhöht
das Pendleraufkommen massiv.
Zusammen mit dem Werkverkehr
führt das zu längeren Staus. Unter
Druck geraten auch unsere lokal
verankerten gewerblichen Betrie-
be. Sie werden zur Abwanderung
und teuren Investitionen gezwun-
gen, sind aber in Wil West oftmals
nicht erwünscht. Damit verlieren
wir Lehrstellen, kurze Wege und
Steuereinnahmen. Wil West wird
die St.Galler Bevölkerung viel ko-
sten. Siedeln wir doch neue Unter-
nehmen in den vorhandenen Ar-
beitszonen an. Darum braucht es
ein klares Nein.

Marco Helfenberger, Landwirt
Kantonsrat SVP St.GallenWil West

Der Abstimmungskampf um das
Projekt Wil West geht in die heisse
Phase. Die Befürworter und Gege-
ner der kantonalen Abstimmungs-
vorlage haben sich in Stellung ge-
bracht. In der Region Wil zeigt sich
ein Bild, das man auf diese Art nur
ganz selten zu sehenbekommt:Über
die Parteigrenzen hinweg herrscht
breite Zustimmung zur Vorlage.
Einen etwas differenzierten Ein-
druckbekommtman,wennmanden
Blick etwas weiter schweifen lässt.
So stellt sich beispielsweise die SVP
desKantons St.Gallen klar gegendas
Projekt. Die Ausgangslage bleibt al-
so spannend und es wird sich erst
am 8. März zeigen, wer Grund zum
Jubeln hat. ami
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